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Liechtensteinisches Landesgesetzblatt 
Jahrgang 2005 Nr. 13 ausgegeben am 24. Januar 2005 

 

Gesetz 
vom 26. November 2004 

über die Abänderung des Bankengesetzes 

Dem nachstehenden vom Landtag gefassten Beschluss erteile Ich 
Meine Zustimmung: 

I. 

Abänderung bisherigen Rechts 

Das Gesetz vom 21. Oktober 1992 über die Banken und Finanzgesell-
schaften (Bankengesetz), LGBl. 1992 Nr. 108, in der geltenden Fassung, 
wird wie folgt abgeändert: 

Art. 3a Bst. q und r 

q) Sanierungsmassnahmen: Massnahmen, mit denen die finanzielle Lage 
einer Bank gesichert oder wiederhergestellt werden soll und die die 
bestehenden Rechte Dritter beeinträchtigen könnten, einschliesslich 
der Massnahmen, die eine Aussetzung der Zahlungen, eine Aussetzung 
der Vollstreckungsmassnahmen oder eine Kürzung der Forderungen 
erlauben; 

r) Liquidationsverfahren: ein von einer Verwaltungs- oder Gerichtsbe-
hörde eines Mitgliedstaates des Europäischen Wirtschaftsraums er-
öffnetes und unter deren Aufsicht durchgeführtes Gesamtverfahren 
mit dem Ziel, die Vermögenswerte unter Aufsicht der genannten 
Verwaltungs- oder Gerichtsbehörde zu verwerten. Dazu zählen auch 
Verfahren, die durch einen Nachlassvertrag im Konkurs (Art. 88 und 89 
der Konkursordnung) oder eine ähnliche Massnahme abgeschlossen 
werden. 
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Art. 28 Abs. 1 

1) Bewilligungen werden entzogen und der Entzug veröffentlicht, 
wenn: 
a) die Voraussetzungen für deren Erteilung nicht mehr erfüllt sind; 
b) der Bewilligungsträger die gesetzlichen oder vertraglichen Pflichten 

grob verletzt; oder 
c) über das Vermögen des Bewilligungsträgers der Konkurs eröffnet wird. 

Überschriften vor Art. 60a 

Va. Grenzüberschreitende Insolvenzverfahren 

A. Allgemeine Bestimmungen 

Art. 60a 

Anwendungsbereich 

Art. 60b bis 60z sind auf Banken, denen in einem Mitgliedstaat des 
Europäischen Wirtschaftsraums die Bewilligung erteilt worden ist, anzu-
wenden. 

Art. 60b 

Internationale Zuständigkeit 

Zur Gewährung einer Stundung, zur Nachlassstundung und zur Kon-
kurseröffnung ist das Landgericht nur dann zuständig, wenn der Bank in 
Liechtenstein die Bewilligung erteilt worden ist. 

Art. 60c 

Informationspflicht und Bekanntmachungen im Ausland 

1) Das Landgericht hat von der Entscheidung auf Bewilligung der Stun-
dung, Nachlassstundung oder der Konkurseröffnung sowie den konkreten 
Wirkungen dieser Massnahmen unverzüglich die FMA zu verständigen. 
Die FMA hat von dieser Entscheidung unverzüglich die zuständigen Be-
hörden des Aufnahmemitgliedstaates zu unterrichten. 
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2) Das Landgericht veranlasst weiters unverzüglich die Bekanntma-
chung der Stundung, der Nachlassstundung oder der Konkurseröffnung 
im Amtsblatt der Europäischen Union und in zwei überregionalen Zei-
tungen jedes der Mitgliedstaaten des Europäischen Wirtschaftsraums, in 
denen die Bank eine Zweigstelle hat oder grenzüberschreitende Dienst-
leistungen erbringt, in der Amtssprache oder den Amtssprachen der be-
troffenen Mitgliedstaaten durch Edikt. In der Bekanntmachung sind auch 
insbesondere Gegenstand und Rechtsgrundlage der Entscheidung, die 
Rechtsmittelfristen, vor allem eine leicht verständliche Angabe des Zeit-
punkts, zu dem diese Fristen enden, sowie die genaue Anschrift des Ge-
richts, bei dem das Rechtsmittel einzubringen, und des Gerichts, von dem 
über das Rechtsmittel zu entscheiden ist, anzugeben. Zur Bekanntmachung 
sind die Unterlagen unverzüglich und auf dem geeignetsten Wege an das 
EFTA-Sekretariat in Brüssel und an zwei überregionale Zeitungen jedes 
der betroffenen Mitgliedstaaten zu senden. 

3) Für die Forderungsanmeldung gilt Art. 60h. 

Art. 60d 

Tätigwerden im Ausland 

1) Dem Verwalter ist auf dessen Verlangen die Bestellungsurkunde in 
einer oder mehreren Sprachen der Mitgliedstaaten des Europäischen Wirt-
schaftsraums auszustellen. 

2) Der Verwalter kann Personen bestellen, die ihn bei seiner Tätigkeit 
im Ausland unterstützen. 

B. Konkurs 

Art. 60e 

Konkursmasse 

Das Konkursverfahren erstreckt sich auch auf das in anderen Mitglied-
staaten des Europäischen Wirtschaftsraums gelegene unbewegliche Ver-
mögen der Bank. 
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Art. 60f 

Zustellung des Beschlusses über die Konkurseröffnung und weitere 
Unterrichtung der Gläubiger 

1) Eine Ausfertigung des Konkursedikts ist den Gläubigern, die ihren 
gewöhnlichen Aufenthalt, ihren Wohnsitz oder ihren Sitz in einem ande-
ren Mitgliedstaat des Europäischen Wirtschaftsraums haben, zuzustellen, 
selbst wenn die Voraussetzungen des Art. 1 Abs. 5 der Konkursordnung 
vorliegen. Dem Edikt ist eine Belehrung anzuschliessen, die in sämtlichen 
Amtssprachen des EWR mit den Worten "Aufforderung zur Anmeldung 
einer Forderung. Fristen beachten!" überschrieben sein muss und in der 
anzugeben ist, bei welchem Gericht die Forderung anzumelden ist und 
ob die bevorrechtigten oder dinglich gesicherten Gläubiger ihre Forde-
rungen anmelden müssen. 

2) Die Masseverwalter haben die Gläubiger auch regelmässig in geeig-
neter Form, insbesondere über den Fortgang der Verwertung, zu unter-
richten. 

Art. 60g 

Zahlung nach Konkurseröffnung 

1) Wer an eine Bank, die keine juristische Person ist und über deren 
Vermögen ein Konkurs in einem anderen Mitgliedstaat des Europäischen 
Wirtschaftsraums eröffnet worden ist, leistet, wird von seiner Schuld be-
freit, wenn ihm die Konkurseröffnung nicht bekannt war. 

2) Erfolgt die Leistung vor der öffentlichen Bekanntmachung nach 
Art. 60c, so wird bis zum Beweis des Gegenteils vermutet, dass dem Leis-
tenden die Eröffnung nicht bekannt war. Erfolgt die Leistung nach dieser 
Bekanntmachung, so wird bis zum Beweis des Gegenteils vermutet, dass 
dem Leistenden die Eröffnung bekannt war. 

Art. 60h 

Geltendmachung der Forderungen 

1) Jeder Gläubiger, der seinen Wohnsitz, gewöhnlichen Aufenthalt oder 
Sitz in einem anderen Mitgliedstaat des Europäischen Wirtschaftsraums 
hat, hat in der Anmeldung die Art, den Entstehungszeitpunkt und den 
Betrag der Forderung anzugeben, weiters ob er für die Forderung ein 
Vorrecht, eine dingliche Sicherheit oder einen Eigentumsvorbehalt geltend 
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macht und welche Vermögenswerte Gegenstand seiner Sicherheit sind. 
Er hat der Anmeldung eine Kopie der etwaigen Belege anzuschliessen. 

2) Jeder Gläubiger, der seinen Wohnsitz, gewöhnlichen Aufenthalt oder 
Sitz in einem anderen Mitgliedstaat des Europäischen Wirtschaftsraums 
hat, kann seine Forderung in der Amtssprache dieses Staates anmelden. 
In diesem Fall muss die Anmeldung die Überschrift "Anmeldung einer 
Forderung" in deutscher Sprache tragen. Das Gericht kann jedoch vom 
Gläubiger eine Übersetzung der Anmeldung verlangen. 

C. Anerkennung ausländischer Verfahren 

Art. 60i 

Grundsatz 

Die Entscheidung eines Mitgliedstaates des Europäischen Wirtschafts-
raums über Sanierungsmassnahmen und die Eröffnung eines Verfahrens 
zur Liquidation einer Bank wird in Liechtenstein ohne Rücksicht auf die 
Voraussetzungen des Art. 5 Abs. 2 der Konkursordnung anerkannt. Sie 
ist in Liechtenstein wirksam, sobald die Entscheidung in dem Staat der 
Verfahrenseröffnung wirksam wird. Dies gilt auch dann, wenn eine solche 
Sanierungsmassnahme in Liechtenstein nicht vorgesehen ist. 

Art. 60k 

Befugnisse ausländischer Verwalter und Liquidatoren 

1) Die ausländischen Verwalter und Liquidatoren dürfen in Liechten-
stein ohne weitere Formalität alle Befugnisse ausüben, die ihnen im Ho-
heitsgebiet des Herkunftsmitgliedstaates zustehen. Davon ausgeschlossen 
sind die Anwendung von Zwangsmitteln oder das Recht, über Rechts-
streitigkeiten oder andere Auseinandersetzungen zu befinden. 

2) Die Verwalter und Liquidatoren haben bei der Ausübung ihrer Be-
fugnisse in Liechtenstein liechtensteinisches Recht, insbesondere hinsicht-
lich der Art und Weise der Verwertung von Vermögenswerten und der 
Unterrichtung der Arbeitnehmer, zu beachten. 
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3) Die Verwalter und Liquidatoren und die Personen, die sie vertreten 
oder sonst bei der Arbeit unterstützen, unterliegen dem liechtensteinischen 
Bankgeheimnis (Art. 14) und den damit verbundenen Strafbestimmungen. 
Informationen, welche unter das Bankgeheimnis fallen, müssen den Ver-
waltern und Liquidatoren nur zugänglich gemacht werden, wenn: 
a) sie in Zusammenhang mit der Sanierungsmassnahme oder dem Liqui-

dationsverfahren stehen und die Informationen zu dessen Abwicklung 
tatsächlich erforderlich sind; und 

b) der Verwalter oder Liquidator, dessen allfällige Vertreter sowie die für 
ihre Aufsicht zuständigen Verwaltungs- oder Gerichtsbehörden im 
Herkunftsstaat einer dem liechtensteinischen Bankgeheimnis (Art. 14) 
entsprechenden Verschwiegenheitspflicht unterliegen. 

4) Die nach Abs. 3 erlangten Informationen dürfen ausschliesslich zur 
Durchführung der Sanierungsmassnahme oder des Liquidationsverfahrens 
verwendet werden. 

5) Der Verwalter und der Liquidator weisen ihre Bestellung durch eine 
beglaubigte Abschrift der Entscheidung, durch die sie bestellt worden 
sind, oder durch eine andere von der Verwaltungs- oder Gerichtsbehörde 
des Herkunftsmitgliedstaates ausgestellte Bescheinigung nach. Es kann 
eine Übersetzung in die deutsche Sprache verlangt werden. 

Art. 60l 

Anmerkungen 

1) Auf Antrag des Verwalters, des Liquidators oder auf Ersuchen je-
der Verwaltungs- oder Gerichtsbehörde des Herkunftsmitgliedstaates hat 
das Landgericht die Anmerkungen nach Art. 12 der Konkursordnung zu 
veranlassen. 

2) Hat die Bank in Liechtenstein eine Zweigstelle oder Vermögen, so 
muss der Verwalter oder die sonst zuständige Stelle einen Antrag nach 
Abs. 1 stellen. 
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D. Zweigstellen 

Art. 60m 

Unterrichtung 

Hält die FMA bei Banken, die im Wege einer Zweigstelle in Liechten-
stein tätig sind, die Durchführung einer oder mehrerer Sanierungsmass-
nahmen für notwendig, so setzt sie die zuständigen Behörden des Her-
kunftsmitgliedstaates davon in Kenntnis. 

Art. 60n 

Banken mit Sitz ausserhalb des Europäischen Wirtschaftsraums 

1) Hat eine Bank mit Sitz ausserhalb des Europäischen Wirtschafts-
raums in zumindest zwei Mitgliedstaaten des Europäischen Wirtschafts-
raums Zweigstellen, so hat das Landgericht von der Entscheidung über 
die Bewilligung der Stundung bzw. Nachlassstundung oder von der Ent-
scheidung über die Konkurseröffnung sowie den konkreten Wirkungen 
der jeweiligen Entscheidung unverzüglich auch die FMA zu verständigen. 
Die FMA hat von dieser Entscheidung und vom Entzug der Bewilligung 
unverzüglich die zuständigen Behörden der anderen Aufnahmemitglied-
staaten, in denen die Bank Zweigstellen errichtet hat und die in der jähr-
lich im Amtsblatt der Europäischen Union veröffentlichten Liste gemäss 
Art. 11 der Richtlinie 2000/12/EG angeführt sind, zu unterrichten. 

2) Die zuständigen Verwaltungs- und Gerichtsbehörden sowie Liquida-
toren haben nach Möglichkeit ihr Vorgehen abzustimmen. 

E. Anwendbares Recht 

Art. 60o 

Grundsatz 

1) Für die Stundung, die Nachlassstundung sowie das Konkursver-
fahren gilt, soweit in den Art. 60p bis 60z nichts anderes bestimmt ist, das 
Recht des Staates, in dem das Verfahren eröffnet wird. 
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2) Nach dem Recht des Staates der Verfahrenseröffnung richten sich 
insbesondere: 
a) welche Vermögenswerte zur Masse gehören und wie die nach der Ver-

fahrenseröffnung von der Bank erlangten Vermögenswerte zu behan-
deln sind; 

b) die jeweiligen Befugnisse der Bank und des Verwalters oder Liquida-
tors; 

c) die Voraussetzungen für die Zulässigkeit einer Aufrechnung; 
d) wie sich die Eröffnung eines Verfahrens auf laufende Verträge auswirkt; 
e) wie sich die Eröffnung eines Verfahrens auf Rechtsverfolgungsmass-

nahmen einzelner Gläubiger auswirkt; ausgenommen sind die Wir-
kungen auf anhängige Rechtsstreitigkeiten nach Art. 60z; 

f) welche Forderungen anzumelden sind und wie Forderungen zu be-
handeln sind, die nach der Eröffnung des Verfahrens entstehen; 

g) die Anmeldung, die Prüfung und die Feststellung der Forderungen; 
h) die Verteilung des Erlöses aus der Verwertung des Vermögens, der 

Rang der Forderungen und die Rechte der Gläubiger, die nach der 
Eröffnung des Verfahrens aufgrund eines dinglichen Rechts oder in-
folge einer Aufrechnung teilweise befriedigt wurden; 

i) die Voraussetzungen und Wirkungen der Beendigung des Verfahrens, 
insbesondere durch Nachlassstundung; 

k) die Rechte der Gläubiger nach Beendigung des Verfahrens; 
l) wer die Kosten des Verfahrens einschliesslich der Auslagen zu tragen 

hat; 
m) welche Rechtshandlungen nichtig, anfechtbar oder relativ unwirksam 

sind, weil sie die Gesamtheit der Gläubiger benachteiligen. 

Art. 60p 

Wirkungen auf bestimmte Verträge und Rechte 

Für die Wirkungen der Stundung, der Nachlassstundung und des Kon-
kurses ist: 
a) auf einen Arbeitsvertrag und auf das Arbeitsverhältnis ausschliesslich 

das Recht des Staates massgebend, das auf den Arbeitsvertrag anzu-
wenden ist; 

b) auf einen Vertrag, der zur Nutzung oder zum Erwerb einer unbeweg-
lichen Sache berechtigt, ausschliesslich das Recht des Staates massge-
bend, in dessen Gebiet diese unbewegliche Sache gelegen ist; 
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c) auf Rechte der Bank an einer unbeweglichen Sache, einem Schiff oder 
einem Luftfahrzeug, die der Eintragung in ein öffentliches Register 
unterliegen, ausschliesslich das Recht des Staates massgebend, unter 
dessen Aufsicht das Register geführt wird. 

Art. 60q 

Dingliche Rechte Dritter 

1) Das dingliche Recht eines Gläubigers oder eines Dritten an körper-
lichen oder unkörperlichen, beweglichen oder unbeweglichen Sachen der 
Bank - sowohl an bestimmten Sachen als auch an einer Mehrheit von 
nicht bestimmten Sachen mit wechselnder Zusammensetzung -, die sich 
zum Zeitpunkt der Eröffnung des Verfahrens im Gebiet eines anderen 
Mitgliedstaates des Europäischen Wirtschaftsraums befinden, wird von 
der Eröffnung des Verfahrens nicht berührt. 

2) Rechte im Sinne des Abs. 1 sind insbesondere: 
a) das Recht, die Sache zu verwerten oder verwerten zu lassen und aus 

dem Erlös oder den Nutzungen dieser Sache befriedigt zu werden, 
insbesondere aufgrund eines Pfandrechts oder einer Hypothek; 

b) das ausschliessliche Recht, eine Forderung einzuziehen, insbesondere 
aufgrund eines Pfandrechts an einer Forderung oder aufgrund einer 
Sicherungsabtretung dieser Forderung; 

c) das Recht, die Herausgabe der Sache von jedermann zu verlangen, der 
diese gegen den Willen des Berechtigten besitzt oder nutzt; 

d) das dingliche Recht, die Früchte einer Sache zu beziehen. 

3) Das in einem öffentlichen Register eingetragene und gegen jeder-
mann wirksame Recht, ein dingliches Recht im Sinne des Abs. 1 zu er-
langen, wird einem dinglichen Recht gleichgestellt. 

4) Abs. 1 steht der Geltendmachung der Nichtigkeit, Anfechtung oder 
relativen Unwirksamkeit einer Rechtshandlung nach Art. 60o Abs. 2 Bst. m 
nicht entgegen. 
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Art. 60r 

Eigentumsvorbehalt 

1) Die Eröffnung eines Verfahrens über das Vermögen des Käufers 
einer Sache lässt die Rechte des Verkäufers aus einem Eigentumsvorbe-
halt unberührt, wenn sich diese Sache zum Zeitpunkt der Eröffnung des 
Verfahrens im Gebiet eines anderen Mitgliedstaates des Europäischen 
Wirtschaftsraums als dem der Verfahrenseröffnung befindet. 

2) Die Eröffnung eines Verfahrens über das Vermögen des Verkäufers 
einer Sache nach deren Lieferung rechtfertigt nicht die Auflösung oder 
Beendigung des Kaufvertrags und steht dem Eigentumserwerb des Käufers 
nicht entgegen, wenn sich diese Sache bei Verfahrenseröffnung im Gebiet 
eines anderen Mitgliedstaates des Europäischen Wirtschaftsraums als 
dem der Verfahrenseröffnung befindet. 

3) Abs. 1 und 2 stehen der Geltendmachung der Nichtigkeit, Anfech-
tung oder relativen Unwirksamkeit einer Rechtshandlung nach Art. 60o 
Abs. 2 Bst. m nicht entgegen. 

Art. 60s 

Aufrechnung 

1) Die Befugnis eines Gläubigers, mit seiner Forderung gegen eine 
Forderung der Bank aufzurechnen, wird von der Eröffnung des Verfah-
rens nicht berührt, wenn diese Aufrechnung nach dem für die Forderung 
der Bank massgebenden Recht zulässig ist. 

2) Abs. 1 steht der Geltendmachung der Nichtigkeit, Anfechtung oder 
relativen Unwirksamkeit einer Rechtshandlung nach Art. 60o Abs. 2 Bst. m 
nicht entgegen. 

Art. 60t 

Recht der gelegenen Sache 

Für die Ausübung von Eigentumsrechten oder anderen Rechten an 
den in Abschnitt B des Anhangs der Richtlinie 93/22/EWG genannten 
Instrumenten, deren Existenz oder Übertragung ihre Eintragung in ein in 
einem Mitgliedstaat des Europäischen Wirtschaftsraums geführtes Register 
oder Konto oder bei einer zentralen Verwahrstelle voraussetzt, ist das 
Recht des Staates massgebend, in dem sich das Register, das Konto bzw. 
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die zentrale Verwahrstelle befindet, in dem bzw. bei der die betreffenden 
Rechte eingetragen wurden. 

Art. 60u 

Aufrechnungs- und Schuldumwandlungsvereinbarungen 

Für Aufrechnungs- und Schuldumwandlungsvereinbarungen ist aus-
schliesslich das Recht massgebend, das auf derartige Vereinbarungen anzu-
wenden ist. 

Art. 60v 

Pensionsgeschäfte 

Unbeschadet des Art. 60t ist für Pensionsgeschäfte ausschliesslich das 
Recht massgebend, das auf derartige Vereinbarungen anzuwenden ist. 

Art. 60w 

Geregelte Märkte 

1) Unbeschadet des Art. 60t ist für Transaktionen im Rahmen eines 
geregelten Marktes im Sinne des Art. 1 Ziff. 13 der Richtlinie 93/22/EWG 
das Recht des Staates massgebend, das auf derartige Transaktionen anzu-
wenden ist. 

2) Abs. 1 steht der Geltendmachung der Nichtigkeit, Anfechtung oder 
relativen Unwirksamkeit einer Rechtshandlung nach Art. 60o Abs. 2 Bst. m 
nicht entgegen. 

Art. 60x 

Anfechtung 

Art. 60o findet keine Anwendung, wenn die Person, die durch eine die 
Gesamtheit der Gläubiger benachteiligende Rechtshandlung begünstigt 
wurde, nachweist, dass 
a) für diese Handlung das Recht eines anderen Staates massgebend ist und 
b) in diesem Fall diese Handlung in keiner Weise nach diesem Recht an-

greifbar ist. 
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Art. 60y 

Schutz des Dritterwerbers 

Verfügt die Bank durch eine nach Eröffnung des Verfahrens vorge-
nommene Rechtshandlung gegen Entgelt über: 
a) eine unbewegliche Sache; 
b) ein Schiff oder ein Luftfahrzeug, das der Eintragung in ein öffentliches 

Register unterliegt; 
c) in Abschnitt B des Anhangs der Richtlinie 93/22/EWG genannte In-

strumente, deren Existenz oder Übertragung die Eintragung in ein in 
einem Mitgliedstaat des Europäischen Wirtschaftsraums geführtes 
Register oder Konto oder bei einer zentralen Verwahrstelle voraussetzt; 

so richtet sich die Wirksamkeit dieser Rechtshandlung nach dem Recht des 
Staates, in dem diese unbewegliche Sache gelegen ist oder unter dessen 
Aufsicht das Register, das Konto oder die Verwahrstelle steht. 

Art. 60z 

Anhängige Rechtsstreitigkeiten 

Für die Wirkungen des Verfahrens auf eine anhängige Rechtsstreitigkeit 
über eine Sache oder ein Recht der Masse ist ausschliesslich das Recht des 
Staates massgebend, in dem die Rechtsstreitigkeit anhängig ist. 

II. 

Umsetzung von EWR-Rechtsvorschriften 

Dieses Gesetz dient der Umsetzung der Richtlinie 2001/24/EG des 
Europäischen Parlaments und des Rates vom 4. April 2001 über die Sa-
nierung und Liquidation von Kreditinstituten (EWR-Rechtssammlung: 
Anh. IX - 16c 01). 
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III. 

Übergangsbestimmung 

Dieses Gesetz findet auf Verfahren Anwendung, die nach seinem In-
krafttreten eröffnet werden. 

IV. 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tage der Kundmachung in Kraft. 

In Stellvertretung des Landesfürsten: 
gez. Alois 
Erbprinz 

gez. Otmar Hasler 
Fürstlicher Regierungschef 


